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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden 
Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Bericht zu übernehmen:

1. hebt hervor, dass das Volumen des MFR 2021–2027 im Vergleich zum Niveau von 2020 
auch im Falle des Brexits nicht sinken sollte und dass für neue Initiativen der EU 
entsprechende neue und ausreichende Mittel bereitgestellt und im Rahmen des 
Mitentscheidungsverfahrens behandelt werden müssen; betont, dass insbesondere die 
langfristigen politischen Prioritäten der Europäischen Union, wie die Förderung von 
Beschäftigung und Wachstum, die Verwirklichung einer zukunftsorientierten und 
wettbewerbsfähigen europäischen Industrie sowie die Bekämpfung des Klimawandels 
durch einen Übergang zu einer emissionsarmen Wirtschaft mit ausreichenden Mitteln 
unterstützt werden müssen und weiterhin die Schwerpunktbereiche des neuen MFR-
Programms bleiben sollten;

2. betont, dass die uneingeschränkte Achtung der Rechtsstaatlichkeit eine unverzichtbare 
Voraussetzung für die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung und eine wirksame EU-
Finanzierung ist; unterstützt daher den neuen Mechanismus, mit dem der Europäischen 
Kommission ermöglicht werden würde, auf wirksame und angemessene Maßnahmen für 
die Fälle von finanziellen Verlusten zurückzugreifen, die durch allgemeine Mängel in 
Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit in einem Mitgliedstaat, insbesondere im Hinblick auf 
die Bekämpfung der Korruption im großen Stil, entstehen;

3. fordert eine eindeutige Methode für die Darstellung von Zahlen auf der Grundlage 
konstanter Preise;

4. weist erneut darauf hin, dass die Finanzierung von Maßnahmen und Projekten im 
Einklang mit den Klima- und Energiezielen sowie den im Rahmen des Übereinkommens 
von Paris eingegangenen Verpflichtungen stehen sollte; fordert, dass die Mittel für 
Verpflichtungen bezüglich der Klimaziele auf 30 % der klimabezogenen Ausgaben für 
den nächsten MFR 2021–2027 aufgestockt werden, um den Übergang zu einer CO2-
neutralen Wirtschaft bis 2050 zu erleichtern und sicherzustellen;

5. bekräftigt die Forderung des Parlaments nach einer Aufstockung des Gesamthaushalts um 
mindestens 120 Mrd. EUR für Horizont Europa zu konstanten Preisen, um angemessen 
auf gesellschaftliche Herausforderungen reagieren zu können, die Wettbewerbsfähigkeit 
Europas auf dem Weltmarkt, das Wohlergehen der Menschen sowie die Führungsposition 
in Wissenschaft und Industrie sicherzustellen und zur Erreichung der im Übereinkommen 
von Paris festgelegten Ziele für nachhaltige Entwicklung beizutragen; betont, dass die 
Investitionen im Rahmen von Horizont Europa auf die Erforschung, Entwicklung und 
Bereitstellung technologischer und nichttechnologischer Lösungen für die Gesellschaft 
ausgerichtet werden müssen, mit denen drängende gesellschaftliche Herausforderungen in 
Angriff genommen werden, wie z. B. die Bekämpfung des Klimawandels, der Übergang 
zu nachhaltigen und erneuerbaren Energiequellen, eine energieeffiziente und 
ressourcenschonende sowie schadstofffreie Kreislaufwirtschaft, nachhaltige Ernährung-
und Landwirtschaftspraktiken, erschwingliche Gesundheitsfürsorge und Arzneimittel; 
begrüßt, dass mit der Dachverordnung die Möglichkeit eingeräumt wurde, 
Mittelzuweisungen für Programme von einem Fonds auf einen anderen zu übertragen, und 
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fordert alle Gebiete auf, ihr Forschungspotenzial zu verbessern; ist der Ansicht, dass 
angemessene Bedingungen und Verfahren für solche Übertragungen weiterentwickelt 
werden sollten, um die Vereinbarkeit mit den Strukturfonds sicherzustellen und doppelte 
Prüfungen zu verhindern; betont, dass den Begünstigten finanzielle Hilfe aus Horizont 
Europa durch ein schnelles, von unten nach oben gerichtetes und weniger administratives 
Verfahren sowie durch die Bereitstellung technischer Hilfsdienste, die die Begünstigten zu 
den geeignetsten Fonds führen, bereitgestellt werden sollte; vertritt darüber hinaus die 
Ansicht, dass Synergien mit anderen Programmen und Finanzierungsinstrumenten 
gefördert und dabei eine größtmögliche Verwaltungsvereinfachung angestrebt werden 
sollten;

6. vertritt die Auffassung, dass insbesondere in Anbetracht des Ambitionsniveaus, Horizont 
Europa flexibler zu gestalten, die Ausgabenprioritäten jedes Programms nicht in der 
Einigung über den MFR, sondern in den Rechtsvorschriften zum Rahmenprogramm 
festgelegt werden sollten;

7. befürwortet, dass 3,5 Mrd. EUR der Mittel für InvestEU vorgesehen sind; betont jedoch 
mit Nachdruck, dass diese Mittel nicht aus der Mittelausstattung für das Programm 
Horizont Europa entnommen werden dürfen, sondern zusätzlich bereitgestellt werden 
müssen; ist der Ansicht, dass für den Bereich Forschung, Innovation und Digitalisierung 
von InvestEU dieselben Regeln gelten sollten wie für das erfolgreiche Instrument 
InnovFin und alle zugrunde liegenden Kriterien angewandt und die mit dem höchsten 
Risiko behaftete Tranche abgedeckt werden sollten;

8. begrüßt den Betrag, der für die Bereiche Energie und digitale Komponenten der Fazilität 
„Connecting Europe“ (CEF) bereitgestellt wurde, mit der die Lücken im europäischen 
Energie- und Digitalnetz geschlossen werden sollen, indem im Einklang mit den 
langfristigen Energie- und Klimazielen der EU die Entwicklung leistungsfähiger, 
nachhaltiger und effizient vernetzter transeuropäischer Netze in den Bereichen Energie 
und digitale Dienste unterstützt wird; ist der Auffassung, dass die CEF – wie in ihrer 
Halbzeitüberprüfung aufgezeigt – ihre Anstrengungen im Hinblick auf das Thema 
Synergieeffekte verstärken sollte, insbesondere, um die Synergieeffekte zwischen 
Verkehr, digitaler Infrastruktur und Energieinfrastruktur besser zu nutzen; weist erneut 
darauf hin, dass der Übergang zu einem CO2-armen System im Mittelpunkt der CEF steht;

9. unterstreicht die Effizienz der durch die CEF-Verordnung vorgegebenen zentralisierten 
Lenkungsstruktur; stellt fest, dass die auf die CEF übertragenen Konhäsionsfondsmittel 
sehr erfolgreich verwendet wurden und dass diese Fazilität angesichts der Zufriedenheit 
der betroffenen Mitgliedstaaten im nächsten MFR fortgeführt werden kann; schlägt daher 
vor, dass Mittel in Höhe von 20 Mrd. EUR aus dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung für die CEF zugewiesen und nach den gleichen Regeln verwaltet werden wie 
die Kohäsionsfondsmittel für die CEF; ist der Ansicht, dass dieser Vorschlag angesichts 
der erheblichen Lücke, die zwischen den verfügbaren Mitteln und den Erfordernissen 
klafft, geeignet wäre, die TEN-V-Vorhaben in Europa entscheidend voranzubringen;

10. begrüßt grundsätzlich den Vorschlag der Kommission, 16 Mrd. Euro für das neue 
europäische Raumfahrtprogramm bereitzustellen; fordert jedoch, dass die 
Gesamtmittelausstattung des Programms moderat aufgestockt wird; betont in Bezug auf 
die Programmkomponenten, dass ehrgeizigere Finanzausstattungen für SSA und 
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GOVSATCOM erforderlich sind, wobei die für die Komponenten Copernicus und Galileo 
zweckgebundenen Mittel beibehalten oder moderat erhöht werden sollten; weist darauf 
hin, dass es äußerst wichtig ist, die Kontinuität der beiden Vorzeigekomponenten, Galileo 
und Copernicus, zu gewährleisten und das Funktionieren der beiden neuen Initiativen, 
GOVSATCOM und SSA, sicherzustellen, die sich mit dem zunehmenden Problem der 
Sicherheit der Weltrauminfrastruktur und der Sicherheit der Satellitenkommunikation 
befassen;

11. begrüßt, dass für das Programm „Digitales Europa“ mindestens 9,194 Mrd. EUR 
vorgesehen sind, mit dem die digitalen Kapazitäten der Union, insbesondere für künstliche 
Intelligenz, Cybersicherheit und Hochleistungsrechentechnik aufgebaut werden und 
gleichzeitig der digitale Wandel der Wirtschaft und Gesellschaft durch die Unterstützung 
digitaler Fähigkeiten gestärkt wird; betont, wie wichtig eine enge Koordinierung mit 
Horizont Europa, der CEF und den ESI-Fonds ist;

12. weist nachdrücklich darauf hin, dass eine angemessene Mittelausstattung für ein 
Programm für Maßnahmen der EU zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen unter besonderer Berücksichtigung von kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) benötigt wird; weist darauf hin, dass ein speziell auf KMU ausgerichtetes 
Programm andere Programme der EU ergänzen sollte und auch auf den soliden 
Erfahrungen aus dem Vorgängerprogramm COSME aufbauen sollte, um den Zugang zu 
Märkten innerhalb und außerhalb der Union zu verbessern, die Rahmenbedingungen für 
und die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen zu verbessern und Unternehmertum und 
Unternehmergeist zu fördern;

13. ist der Ansicht, dass der Schwerpunkt in der Energiewirtschaft auf Energiesicherheit, 
Energieeffizienz, verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien, Sektorkopplung, intelligente 
und moderne Infrastrukturen, die Stärkung der Verbraucher und einen funktionierenden 
Energiemarkt mit grenzübergreifendem Handel und grenzübergreifender Zusammenarbeit 
gelegt werden sollte; ist der Auffassung, dass das Verbundziel von 15 % bis 2030 
unbedingt erreicht werden muss; betont, dass der Schwerpunkt des nächsten MFR auf der 
Verwirklichung der Ziele der Energieunion liegen sollte; betont, dass man sich im 
Rahmen des nächsten MFR auf die Sicherstellung der Dekarbonisierung der europäischen 
Wirtschaft konzentrieren muss, um die Ziele der Energieunion, die EU-Klimaziele und die 
Ziele für die nachhaltige Entwicklung zum Wohle der EU und aller ihrer Bürger zu 
erreichen, und insbesondere die gefährdeten, einkommensschwachen Haushalte, die von 
Energiearmut bedroht sind, dabei zu unterstützen, energieeffizient zu werden;

14. betont, dass die nukleare Sicherheit von grundlegender Bedeutung ist, und betont, dass der 
dem Hilfsprogramm für die Stilllegung des Kernkraftwerks Ignalina in Litauen 
zugewiesene Betrag von 552 Mio. EUR auf 780 Mio. EUR aufgestockt werden muss, um 
Litauen angemessen dabei zu unterstützen, die technologische Herausforderung des 
Rückbaus der Graphit-Reaktorkerne vom Typ Tschernobyl zu bewältigen und 
Strahlenrisiken und die Gefahr für Bürger der EU zu verringern;

15. bedauert zutiefst, dass seiner Forderung, im Rahmen des neuen mehrjährigen 
Finanzrahmens (MFR) für kohle- und kohlenstoffintensive Regionen einen Fonds für 
einen gerechten Übergang einzurichten, in dem Vorschlag für den neuen MFR nicht 
entsprochen wurde; bekräftigt seine Forderung nach der Einrichtung eines Fonds für eine 
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gerechte Energiewende auf Unionsebene mit einer Gesamtausstattung von 5 Mrd. EUR, 
um Regionen mit einem hohen Anteil an Arbeitnehmern in kohle- und 
kohlenstoffabhängigen Sektoren und Gemeinschaften, auf sich diese Wende negativ 
auswirkt, zu unterstützen; betont darüber hinaus, dass mit diesem Fonds ausreichende 
Ressourcen für die Erarbeitung inklusiver, lokaler, und gerechter Strategien für die 
Umstellung und für die Bewältigung gesellschaftlicher, sozioökonomischer und 
umweltbezogener Auswirkungen sowie für die Stilllegung von Abbaugebieten und die 
Schaffung menschenwürdiger und nachhaltiger Arbeitsplätze zusammen mit der 
Umschulung und Fortbildung in sauberen Prozessen und Technologien auf der Grundlage 
erneuerbarer Energiequellen oder energieeffizienter Lösungen zur Verfügung gestellt 
werden sollten;

16. betont, dass der angemessene und eindeutige Haushalt von 13 Mrd. EUR für den 
Europäischen Verteidigungsfonds beibehalten werden muss, um das Wachstum und die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Verteidigungsindustrien zu steigern;

17. fordert angemessene Finanzmittel für die in den Zuständigkeitsbereich des ITRE-
Ausschusses fallenden Agenturen, um sicherzustellen, dass sie in der Lage sind, ihre 
Aufgaben, deren Anzahl im Ansteigen begriffen ist, angemessen zu erfüllen;

18. fordert, dass der MFR und die entsprechenden Rechtsgrundlagen fristgerecht 
angenommen werden, damit der Übergang von einem Programm zu einem anderen 
reibungslos erfolgen kann und Verzögerungen bei der Umsetzung vorgebeugt wird;

19. hebt hervor, dass eine rechtsverbindliche und verpflichtende Halbzeitrevision des MFR 
vorgenommen werden muss; ist der Ansicht, dass sichergestellt werden sollte, dass das 
Parlament in alle Revisionen des MFR eingebunden wird;

20. stellt fest, dass die Halbzeitüberprüfung/Halbzeitrevision des MFR 2021–2027 eine 
zentrale Rolle bei der Verwaltung der EU-Ausgaben spielt, um zu bewerten, ob 
Investitionsprogramme im Einklang mit festgelegten Vorgaben und Zielen stehen, eine 
angemessene Absorptionskapazität aufweisen und einen EU-Mehrwert schaffen; betont, 
dass die Halbzeitüberprüfung/Halbzeitbewertung eine Möglichkeit für eine weitere 
Vereinfachung während des gesamten Umsetzungszyklus darstellt;

21. stellt fest, dass im nächsten MFR der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU und 
seine Auswirkungen auf den EU-Haushalt berücksichtigt werden müssen; äußert den 
Wunsch, dass die EU-Programme im Zuständigkeitsbereich des ITRE-Ausschusses 
ungehindert fortgeführt werden können; begrüßt in diesem Zusammenhang die 
Vorschläge der Kommission zur Modernisierung der bestehenden und der Einführung 
neuer Eigenmittel sowie zur Abschaffung von Rabatten und zur Anhebung der 
Eigenmittelobergrenze.
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